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Belgien

Belgien verfolgte im Verlauf der Regierungskonferenzen über die Politische
Union und die Wirtschafts- und Währungsunion 1991 weiterhin die Strategie der
Übertragung von Kompetenzen an EG-Europa. Gerade für ein relativ kleines
Land zahlt sich der Integrationsprozeß vorteilhaft aus, gewinnt man durch ihn
doch an Einfluß1. Die ungünstige Alternative zur Vertiefung der Integration sah
Premierminister Martens in einer Kooperation zwischen den Regierungen, wobei
es dann — angesichts der ökonomischen und politischen Kraft des vereinten
Deutschlands — zu einer möglichen Dominanz dieses neuen Deutschlands kom-
men müßte2. Martens gab der Vertiefung der EG eindeutige Priorität: Nur als
funktionsfähige Union mit föderaler Struktur könne die EG offen sein für vertief-
te Kooperation mit Drittländern und etwaige Beitrittswünsche Polens, der CSFR
und Ungarns3. Die belgische Regierung sieht die Erweiterung der EG zwar als
wünschenswert, aber als zur Zeit nicht realisierbar an4. Die Vertiefung der Union
soll durch die Erweiterung der Parlamentsrechte gewährleistet werden. So soll das
Europäische Parlament eine Mitentscheidungsbefugnis bei den Europäischen
Rechtsakten erhalten. Außenminister Eyskens spricht sich für eine echte Inve-
stitur der Kommission durch das Parlament aus5. Was die Einrichtung eines Euro-
päischen Senats betrifft, so befürchtet Belgien die Schaffung eines nationalisti-
schen Gegengewichts gegen die europäischen Institutionen6. Für Belgien kommt
nur eine föderative Europäische Union in Frage. So wurde der im April 1991 vor-
gelegte luxemburgische Entwurf für einen Vertrag über die Politische Union und
die Wirtschafts- und Währungsunion mit den drei Säulen auch lediglich als Über-
gangsentwurf verstanden7, der später in einer echten Politischen Union aufgehen
soll.

Für das Modell der Union erhielt die Regierung parlamentarische Unterstüt-
zung. Am 27. Juni 1991 nahm die Abgeordnetenkammer eine Resolution über die
beiden intergouvernementalen Konferenzen über die Politische und die Wirt-
schafts- und Währungsunion an, in der bekräftigt wird, daß die Abgeordneten-
kammer den Verträgen nur dann seine Zustimmung erteilen wird, wenn sie das
Ziel einer föderativen Union verfolgen und auch über die Zustimmung des Euro-
päischen Parlaments verfügen8. Die Abgeordnetenkammer verlangte unter ande-
rem, daß die Union mit "einer demokratischen Ordnung und föderativen Struktu-
ren ausgestattet sein muß", daß der Entscheidungsprozeß demokratisch legitimiert
sein muß, daß eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik angestrebt werden
muß, daß soziale Defizite abgebaut werden müßten, daß eine europäische Staats-
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bürgerschaft wie auch eine gemeinsame europäische Industriepolitik eingeführt
werden müßte9.

Bekenntnis zu gemeinsamer Außen- und Sicherheitspolitik

Aus den Ereignissen der zurückliegenden Monate — dem Kuwaitkrieg, dem
Zerfall Jugoslawiens sowie dem Putsch in Moskau — zog die belgische Regierung
den Schluß, daß eine gemeinsame europäische Außen- und Sicherheitspolitik für
die Europäische Union unabdingbar ist. Nach Auffassung von Premierminister
Martens ist die Europäische Gemeinschaft an einer Stelle angelangt, "wo die
Entwicklung zur wirtschaftlichen Union nicht mehr möglich ist, ohne eine paral-
lele Entwicklung zur politischen Union"10. Premierminister Martens sprach sich für
eine graduelle Anwendung des Prozesses aus, in dem Außen- und Sicherheits-
politik zunächst einmal definiert wird. Es sei zwischen Zielsetzung der gemein-
samen Politik, die im Vertrag steht, sowie ihren Anwendungsbereich, der aus dem
Konsens der Mitgliedstaaten hervorgeht, zu unterscheiden. Danach sind Ziele
einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik:
- Verteidigung der gemeinsamen Werte und der allgemeinen Interessen der

Union sowie ihre Unabhängigkeit und ihre Sicherheit;
- Wahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit gemäß dem im

Rahmen der Charta der Vereinten Nation übernommenen Engagement;
- Förderung der freundschaftlichen Beziehungen zu dritten Staaten sowie der

internationalen Zusammenarbeit;
- Weltwirtschaftswachstum, internationale Währungsstabilität und Ausdehnung

des Handels;
— Entwicklungszusammenarbeit;
— Entwicklung und Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats sowie Ach-

tung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten.
Nach Auffassung von Premierminister Martens könnte eine gemeinsame Sicher-
heitspolitik bereits jetzt schon in folgenden Bereichen begonnen werden:
— Industrielle und technologische Zusammenarbeit im Bereich der Rüstung;
- Übergabe von militärischen Technologien an dritte Länder,

Kontrolle der Rüstungsexporte und Fragen betreffend der Nichtverbreitung
solcher Technologien;

- Rüstungskontrolle, Abrüstungsverhandlungen und vertrauensbildende Maßnah-
men, insbesondere im Rahmen der KSZE;

- Beteiligung an Handlungen zur Wahrung des Friedens und an humanitären
Interventionen11.

Stärker als die anderen Regierungen setzt sich die belgische Regierung für eine
progressive Vergemeinschaftung der Sicherheitspolitik ein. Andererseits möchte
Belgien aber auf keinen Fall die NATO schwächen, insbesondere vor der Unsi-
cherheit der Entwicklung Deutschlands12.
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Wahlen — schwere Verluste für die Regierungsparteien

Nachdem sich das belgische Parlament am 18. Oktober 1991 selbst aufgelöst hatte,
fanden am 24. November vorgezogene Parlamentswahlen statt. Im Mittelpunkt des
Wahlkampfes standen die machtpolitischen Auseinandersetzungen zwischen
Flamen und Wallonen, d.h. vor allem die Fortsetzung der Dezentralisierungs-
politik und die Übergabe von Vollmachten der Zentralregierung an die Regionen.
Insbesondere die flämischen Parteien, mit Ausnahme der Grünen, verlangten
unter Hinweis auf den Finanztransfer des reichen Flandern in die ärmere
Wallonie größere Zuständigkeiten. Hinter dem immer wieder auflodernden
Konflikt zwischen den niederländisch sprechenden Flamen und den französisch
sprechenden Wallonen verbirgt sich ein zunehmendes Wirtschaftsgefälle zwischen
dem wohlhabenden Flandern und dem ärmeren Wallonien. Die regierende
Koalition aus Christlichen Demokraten und Sozialisten beider Landesteile sowie
der flämischen Sprachenpartei Volksunie mußte deutliche Verluste hinnehmen.
Dagegen wurden die politischen Ränder mit der rechtsradikalen Partei "Vlaams
Blök" und der grünen Partei "Ecolo" gestärkt.

Parlamentswahlen vom 24.11.1991

Partei

Flämische Parteien
CVP
SP
P W
Vlaams Blök
Volksunie
Agalev
Rossem2

Frankophone Parteien
PS
PRL
PSC
Ecolo
FDF3 (FDF-PPW)
FN3

Stim-
men
i n %

16,7
12,0
11,9
6,6
5,9
4,9
3,2

13,6
8,2
7,8
5,1
1,5
1,1

Ver-
än-
de-
rung

-2,7
-2,9
+0,4
+4,7
-2,2
+0,4
+3,2

-2,0
-1,2
-0,2
+2,5
+0,3
+ 1,0

2 Rossem steht für die kurz vor den

Man-
date

39
28
26
12
10
7
3

35
20
18
10
3
1

Wahler

Ver-
än-
de-
rung

- 4
- 4
+ 1

+ 10
- 6
+ 1
+3

- 5
- 3
- 1
+ 7

0
+ 1

Wahlen zum

Stim-
men
in %

16,8
12,0
11,7
6,8
6,0
5,1
3,2

13,3
8,1
7,9
5,3
1,4

Ver-
än-
de-
rung

-2,4
-2,7
+0,4
+4,8

2 1
+0,2
+3,2

-2,4
-1,2
+0,1
+2,5
+0,1

Senat

Man-
date

20
14
13
5
5
5
1

18
9
9
6
1

Ver-
än-
de-
rung

- 2
- 3
+2
+4

^
+2
+ 1

9

^
0

+4
0

von dem Finanzmakler Jean-Pierre van
ROSSEM unter dem populistischen Slogan: "Weniger Politik, mehi Demokratie, weniger
Steuern, mehr Sicherheit" in Antwerpen gegründete Partei. ROSSEM, der
chist und Anti-Monarchist bezeichnet
Veruntreuung im Gefängnis.

verbrachte den

3 FDF = Front der Frankophonen (Brüsseler
(rechtsextrem).

Wahltag wegen des
sich als Anar-
Verdachts der

Sprachenpartei), FN = Nationale

Quelle: Archiv der Gegenwart v. 26.11.1991, S. 36363.

Front
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Viele Wähler haben mit ihrem Wahlverhalten verdeutlicht, daß sie die Art, wie in
Belgien seit langem Politik betrieben wird, nicht mehr akzeptieren. So wurde die
achte Regierung Martens abgewählt. Allein in Antwerpen stimmte mehr als ein
Viertel aller Wähler für den Vlaams Blök. "Der deutliche Zugewinn der Rechts-
radikalen in Flandern ist ein Zeichen dafür, daß die Bürger nach unverbrauchten
Politikern Ausschau halten, die eine klare Sprache sprechen und nichts vom
"Durchwursteln" halten. Das gleiche Motiv trifft in Wallonien auf die Grünen zu,
die spiegelbildlich zu Flandern auf dem linken Parteienspektrum als einzige
Gruppierung Stimmen gewinnen konnten. Und der vielfach als irrational er-
scheinende Erfolg des Abenteurers und Spekulanten Van Rossem, der in Unter-
suchungshaft sitzt und eher aus Jux eine sich anarchistisch gebende Partei gegrün-
det hat, gibt jenen Recht, die nun von einer Protestwahl sprechen"13.

Das Ergebnis der Wahlen zu Kammer und Senat brachte die belgische Politik
erneut in große Schwierigkeiten, da sich die Regierungsbildung bis in den Februar
1992 hineinzog.

Niederlande

Die Niederlande hatten in der zweiten Jahreshälfte vom 1. Juli bis zum 31.
Dezember 1991 die Ratspräsidentschaft im Rat der EG übernommen und waren
gleichzeitig mit dem Vorsitz in der EPZ betraut. Innerhalb der Gemeinschaft galt
es vor allem, den Vertiefungsprozeß fortzusetzen, der durch folgende Elemente
gekennzeichnet wird: Binnenmarkt 1992; Wirtschafts- und Währungsunion sowie
Politische Union. Die Realisierung des Binnenmarktes stand im Schatten anderer
Entwicklungen des Jahres 1991: des Golfkriegs; des Umbruchs in Osteuropa und
des Zusammenbruchs der Sowjetunion; des Bürgerkriegs in Jugoslawien sowie der
Verhandlungen in der "Uruguay-Runde" des GATT als externe Determinanten
sowie der Entwicklung der EG zur Wirtschafts- und Währungsunion als interne
Determinanten.

Auf dem 46. Europäischen Rat Mitte Dezember 1990 hatten sich die Staats-
und Regierungschefs der EG-Mitgliedstaaten darauf verständigt, in Verhandlun-
gen über den Ausbau der EG zu einer Politischen Union und zu einer Wirt-
schafts- und Währungsunion einzutreten14. Die während des ganzen Jahres 1991
parallel verlaufenden Konferenzen über die Politische Union sowie die Wirt-
schafts- und Währungsunion waren ein Schwerpunkt der niederländischen Präsi-
dentschaft und verfolgten das Ziel, die Ratifizierung bis Ende 1992 abzuschließen.

Neben der Politischen Union war eine andere Rahmenbedingung für die
niederländische Präsidentschaft die eingeleitete Politik der Gemeinschaft gegen-
über Jugoslawien. Sie ging zunächst vom Fortbestand und der Unterstützung des
jugoslawischen Staates aus: "Zwar standen die Zwölf diesmal zusammen, als die
drei Außenminister Luxemburgs, Italiens und der Niederlande — die 'EG-Troika'-
zweimal nach Jugoslawien reisten, aber leider taten sie wieder das Falsche. Sie
folgten mehr dem Einheitswillen der serbischen Kommunisten als dem Freiheits-
drang des slowenischen und kroatischen Volkes und ließen sich selbst durch die
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Panzer der zu allem entschlossenen jugoslawischen Zentralgewalt nicht von ihrem
falschen Wege abbringen. Mehr noch, sie wollten nicht begreifen, daß ihre politi-
sche und finanzielle Hilfszusage an die Belgrader Zentralregierung deren hartes
Vorgehen gegen die Slowenen und Kroaten gefördert hat"15.

Die niederländische Ratspräsidentschaft und die Politische Union

Vollkommen unerwartet präsentierten die Niederlande im September 1991 einen
Entwurf, der der Regierungskonferenz zur Bildung einer europäischen Politischen
Union als Verhandlungs- und Abstimmungsgrundlage dienen sollte16. Den EG-
Institutionen und allen Außenministern der Gemeinschaft lag nahezu unangekün-
digt ein detaillierter Plan vor, der alle vorherigen Entwürfe an föderativen und
supranationalen Elementen bei weitem übertraf.

Die Niederländer plädierten in ihrem Entwurf für eine Integration der von den
Luxemburgern genannten Politikbereiche in bereits vorhandene, bewährte Struk-
turen der EG. Es sollte verhindert werden, daß die Politische Union in drei mehr
oder weniger stark voneinander getrennte Handlungsräume fragmentiert würde.
Diese EG neuen Stils müßte von einer einheitlichen und supranationalen Exekuti-
ve geführt werden: einer auf Kosten des Ministerrates an Verantwortung, Hand-
lungsspielraum und Zuständigkeitsbereichen erweiterte EG-Kommission.

Im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik sieht der Entwurf diese Stärkung
der supranationalen EG-Kommission durch eine Kompetenzübertragung auf
Kosten des intergouvernementalen Europäischen Rates vor. Dagegen waren
bindende Mehrheitsbeschlüsse das Instrument, das Luxemburg dem Europäischen
Rat übertragen wollte, um seine außenpolitische Handlungsfähigkeit zu erweitern.
Über die generelle Ausrichtung der europäischen Sicherheitspolitik blieb der
niederländische Entwurf dagegen zurückhaltend und unpräzise: lediglich zur
Ergänzung der NATO und der WEU sollte sie dienen.

Im Hinblick auf das häufig gescholtene demokratische Defizit erhielt das
Europäische Parlament in dem Vertragsentwurf die Möglichkeit, alle Mehrheits-
beschlüsse des Ministerrates mit seinem Veto zu verwerfen. Zusätzlich hätte es
ein Mitbestimmungsrecht in einigen sekundären Bereichen erhalten.

Die niederländische Initiative machte die Zerrissenheit der Gemeinschaft
offensichtlich: die sicherheitspolitischen Vorstellungen gingen eindeutig in die
Richtung altbekannter britischer Auffassungen und richteten sich gegen den
Wunsch einiger Festlandeuropäer, die militärische Sicherheit Westeuropas auf
Kosten der USA in die eigene Hand zu nehmen. Die Aufwertung des Europäi-
schen Parlaments zu einer echten Legislative war dagegen ein aktueller Schwer-
punkt der deutschen Europapolitik und Schreckensbild der Briten.

Der überraschende Impuls der niederländischen Präsidentschaft hätte aus dem
Leitmotiv utopischer Sonntagsreden ein präzises Modell einer Politischen Union
gemacht, die diesen Namen verdient, und an dem Absicht und Wirkung zukünfti-
ger Europapolitik hätten gemessen werden können. Daß die Außenminister der
anderen EG-Staaten diese unangekündigte Chance wahrnehmen würden, sich
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ihren angeblichen politischen Fernzielen vertraglich zu nähern, erwies sich al-
lerdings als vollständige Fehleinschätzung. Mit Ausnahme des belgischen Außen-
ministers Mark Eyskens wiesen die Außenminister am 30. September 1991 den
niederländischen Entwurf sogar als Diskussionsgrundlage zurück. Der nieder-
ländische, supranational angelegte Plan erwies sich als Totgeburt.

Obwohl die Zahl der geäußerten inhaltlichen Gründe für das Veto fast so groß
war wie die der Teilnehmer, wurde der Plan formal von den Außenministern
verworfen: Innerhalb von sechs Wochen meinte man nicht zu einem unterschrifts-
reifen Entwurf für die Maastrichter Sitzung des Europäischen Rates zu kommen17.

Es wäre allerdings zu einfach, den Grund für diese "beispiellose Niederlage in
der Geschichte der europäischen Diplomatie"18 nur in der Starrheit der EG-
Partner zu sehen. Bereits vor und während der sechsmonatigen Ratspräsident-
schaft der Niederlande können folgende drei innenpolitische Entwicklungen als
Keim dieses außenpolitischen Scheiterns ausgemacht werden:
1. eine öffentlich ausgetragene Kontroverse zwischen Außenminister van den

Broek und Premierminister Lubbers über Verantwortung und Kompetenz in
der Außenpolitik;

2. die Dauerkritik des Parlaments am mangelnden europapolitischen Profil des
Außenministeriums und

3. die latente Furcht der Niederländer vor einer Hegemonie der großen EG-
Partner im Integrationsprozeß, insbesondere ihrer unmittelbaren östlichen
Nachbarn. In der Rhetorik der Tagespolitik tritt diese Furcht in konkretisierter
Form als Schreckensbild eines französisch-deutschen 'Direktoriums'19 oder
sogar in personifizierter Form der "großen Hans-Dietrich Genscher Show" auf20.

Obwohl diese drei Gründe Konfliktkonstellationen verschiedenster Art aufweisen,
sind sie doch inhaltlich miteinander verknüpft und überlagern sich teilweise stark.
Dies geht auf ein gemeinschaftliches Strukturmerkmal zurück. Denn letzlich
handelt es sich, stark vereinfacht, um einen Profilierungs- und Positionierungs-
bedarf auf personeller, institutioneller und nationaler Ebene21. Dennoch gelang es
den Niederlanden dank der Initiativen von Ministerpräsident Lubbers22, den EG-
Gipfel von Maastricht im Dezember 1991 erfolgreich abzuschließen. Nach dem
Scheitern des mehr supranational angelegten eigenständigen Plans kehrten die
Niederlande zur luxemburgischen Ausgangsposition zurück und legten, aufbauend
auf dem luxemburgischen einen weiteren Entwurf vor23, der schließlich die Ver-
handlungsgrundlage von Maastricht wurde.

Die niederländische Ratspräsidentschaft und die Wirtschafts- und Währungsunion

Anders als die Verhandlungen über die Politische Union waren in den Gesprä-
chen über die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) weitgehend Fortschritte
erzielt worden. Man konnte in diesem Bereich auf den Vorschlägen des Delors-
Ausschusses wie auch der luxemburgischen Präsidentschaft aufbauen.

Die niederländische Regierung legte während ihrer Präsidentschaft im Septem-
ber 1991 einen Kranz von harten Bedingungen für die Mitgliedschaft in der
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WWU vor. Danach sollten bis zum Eintritt in die zweite Stufe der WWU — die
erste begann am 1. Juli 1990 - die Beitrittskandidaten sicherstellen, daß ihre
Geldentwertungsrate der Preisstabilität des in dieser Hinsicht stabilsten Landes
nahekommt. Zweitens sollte die jährliche Neuverschuldung der öffentlichen Hand
auf weniger als 3% zurückgeschraubt werden. Bis spätestens 1994 müßten die
Kandidaten auch ihre nationalen Valuten soweit stabilisiert haben, daß sie künftig
ohne Abwertung in den Wechselkursbandbreiten des bereits existierenden Euro-
päischen Währungssystems gehalten werden könnten. 1996 sollten dann nicht
allein nur die Finanzminister oder die Regierungschefs darüber entscheiden,
welche Länder diese Bedingungen erfüllt haben, sondern die Finanzmärkte sollten
auch den Bewerbern ihr Vertrauen aussprechen.

Für die zweite Stufe der WWU, beginnend ab 1994, schlugen die Niederlande
ein "Europäisches Währungsinstitut" vor. Seine Aufgabe sollte in der Organisation
einer immer stärkeren währungspolitischen Zusammenarbeit bestehen24. Mit
diesem Arbeitspapier haben die Niederlande "selbst einem Gründungsmitglied der
Gemeinschaft — Italien — das Fürchten gelehrt. Erstmals wurde der italienischen
Öffentlichkeit bewußt, daß über den Kopf eines Mitgliedstaates hinweg der
Eintritt einer Gruppe von EG-Staaten in die Endstufe der Währungsunion
beschlossen werden konnte und Italien dabei seinen gesichert geglaubten europäi-
schen Logenplatz einbüßen würde"25.

Doch aufgrund heftiger Kritik seitens der südlichen Mitgliedstaaten der EG
zogen die Niederlande ihren Entwurf zurück, so daß erst auf der Gipfelkonferenz
in Maastricht im Dezember 1991 ein Durchbruch in bezug auf die Wirtschafts-
und Währungsunion erreicht werden konnte. Die Staats- und Regierungschefs
kamen überein, in einem Stufenplan bis spätestens 1999 die WWU mit einer
einheitlichen europäischen Währung zu errichten. Die laufende erste Stufe,
begonnen am 1. Juli 1990 sowie die am 1. Januar 1994 beginnende zweite Stufe
sollen die notwendigen Konvergenzvoraussetzungen für die Endstufe schaffen.
Dazu wird ein Europäisches Währungsinstitut eingerichtet, das die Aufgabe
erhält, die Währungs-und Finanzpolitik der Mitgliedsländer zu koordinieren. "Vor
Ende 1996 berichtet die Brüsseler Kommission dem Ministerrat, wie weit die
Zwölf mit ihren Vorbereitungen zur Währungsunion gediehen sind und welche
Länder den Anforderungen an Preisstabilität, Haushaltsfinanzierung, Wechsel-
kursstabilität und Zinsniveau entsprechen. Auf der Grundlage dieses Berichts
entscheidet der Ministerrat mit qualifizierter Mehrheit (das heißt mit mindestens
54 Stimmen und der Zustimmung von mindestens acht Ländern), welche Länder
die Bedingungen erfüllen. Sind mindestens sieben Kandidaten startbereit, be-
schließt der Europäische Rat ebenfalls mit Mehrheit vor dem 31. Dezember 1996
das Datum, an dem die dritte Stufe der Währungsunion beginnt"26.

Um in die dritte Stufe der Währungsunion eintreten zu können, ist die Erfül-
lung folgender vier Kriterien für ein Land erforderlich: a) die Inflationsrate darf
nicht mehr als 1,5 Prozentpunkte über der durchschnittlichen Inflation der drei
Länder mit der geringsten Teuerungsrate liegen; b) der nominelle langfristige
Zinssatz darf den Durchschnitt der drei Länder mit den tiefsten Ausleihungsraten
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um maximal 2 Prozentpunkte übersteigen; c) der Beitrittskandidat muß minde-
stens zwei Jahre "ohne starke Spannungen" am Wechselkursmechanismus des
EWS teilgenommen haben und d) die jährliche Neuverschuldung darf 3% und die
gesamte Staatsschuld 60% des Bruttosozialprodukts nicht überschreiten27.

Mit Beginn der dritten Stufe wird die Europäische Zentralbank als Nachfolge-
rin des Europäischen Währungsinstituts errichtet. Sie wird unabhängig, das heißt
von jeglichen Weisungen der Regierungen frei sein. Priorität hat für die Europäi-
sche Zentralbank die Geldwertstabilität. So dürfen über die Zentralbank keine
Haushaltsdefizite der öffentlichen Hand mit Hilfe der Notenpresse finanziert
werden. Die Mitgliedstaaten behalten lediglich das Recht zur Ausgabe von
Münzen.

Mit der WWU ist eine Entscheidung getroffen worden, die den europäischen
Integrationsprozeß irreversibel macht. Zwar werden die Mitglieder der WWU
anfangs nicht identisch mit den heutigen EG-Staaten sein, doch dürfte die mone-
täre Vereinigung sich auch positiv für den immer engeren Zusammenschluß im
außen-und sicherheitspolitischen Bereich auswirken.

Die niederländische Ratspräsidentschaft und der jugoslawische Bürgerkrieg

Noch während der luxemburgischen Präsidentschaft verschärfte sich die Situation
in Jugoslawien zunehmend und drohte bürgerkriegsähnliche Zustände anzuneh-
men. Bereits im Winter 1990/91 hatten Volksabstimmungen in Slowenien und
Kroatien den Unabhängigkeitswillen der dortigen Bevölkerungen klar zum Aus-
druck gebracht. Doch wollten sie ihre Unabhängigkeit in einem neuen, lose
föderierten Jugoslawien erhalten, wobei die Zentralregierung die Kompetenz über
die Außen-, Sicherheits- und Währungspolitik behalten sollte. Doch seitens der
Zentralregierung erfuhren die slowenischen und kroatischen Begehren strikte
Ablehnung. Daraufhin riefen zunächst Slowenien und dann Kroatien ihre Un-
abhängigkeit aus. Der nächste Schritt war die militärische Eskalation, so daß seit
Juli in Kroatien der Bürgerkrieg zwischen Serbien — als vorgeblicher Vertreter des
Bundes — und Kroaten tobte. In dieser Situation war Europa gefordert, denn der
Krieg auf dem Balkan bedrohte auch übrige Teile des Kontinents. So sind allein
in der Bundesrepublik Deutschland etwa 600.000 jugoslawische Gastarbeiter
beschäftigt.

Europa mußte also reagieren, mußte versuchen, diesen Krieg mit europäischen
Mitteln zu beenden. Doch Europa ist in Sicherheitsdimensionen noch eine Fik-
tion. Zwar gibt es die Institutionen der KSZE, jedoch sind diese noch für die
Regelung im intersystemaren Konfliktausgleich zwischen Ost und West geschaffen
worden, so daß sie — vom jugoslawischen Bürgerkrieg überrascht — noch nicht ihre
friedenssichernde Rolle spielen konnten. Als europäische Militärorganisation
hätte die WEU eine Möglichkeit zum Eingriff gehabt; jedoch gibt es auch in-
nerhalb dieser Institution zwischen den Mitgliedstaaten unterschiedliche Vor-
stellungen. So blieb als einzige europäische Organisation die EG, die eine Rolle
im Jugoslawienkrieg spielen konnte. Für eine Intervention in solch einen Krieg
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stehen grundsätzlich folgende vier Möglichkeiten zur Verfügung: Gespräche,
Sanktionen, Friedensherstellung (peace keeping) und bewaffnete Intervention.

So wurde während der niederländischen Ratspräsidentschaft das Problem einer
einheitlichen Außenpolitik der EG von der Theorie in einer Politischen Union in
den akuten Fall der Praxis des jugoslawischen Bürgerkriegs umgesetzt. Zunächst
warnte der niederländische Außenminister noch vor Zersplitterung und Kleinstaa-
terei. Er befürchtete eine Kettenreaktion in Osteuropa. Dagegen plädierte er für
eine pluralistische Demokratie mit gesicherten Rechten für Minderheiten im
zerstrittenen Vielvölkerstaat Jugoslawien. Doch van den Broek mußte sehr schnell
erkennen, daß Deklarationen nicht gefragt waren, sondern daß nur noch Hand-
lungen zu einer Begrenzung und vielleicht Beendigung des Bürgerkrieges würden
führen können. Daher reiste er mehrfach als Missionschef der Troika nach
Jugoslawien, um zu vermitteln. Immer wieder scheiterten diese Versuche28. Da-
gegen forderte der deutsche Außenminister Genscher mehrmals eine schnelle
Anerkennung Sloweniens und Kroatiens, wogegen sich van den Broek heftig zur
Wehr setzte29.

Als nächstes Mittel zur Friedensherstellung wurde die Installierung einer
Friedenskonferenz in Den Haag unternommen, auf der unter Federführung des
EG-Beauftragten, dem früheren britischen Außenminister Lord Carrington,
mehrere Waffenstillstandsabkommen ausgehandelt wurden. Schließlich entsandte
die EG Beobachter in das Kampfgebiet, die allerdings nur resignierend die
Kämpfe zwischen Kroaten und Serben bilanzieren konnten.

Vier Monate nach Beginn ihres Engagements im Bürgerkrieg nahm die EG
schließlich die Realität zur Kenntnis, als sie Sanktionen gegen Jugoslawien
aussprach. Sie bekannte sich nun unmißverständlich "zu den Prinzipien, die allein
den Völkern des zerbrochenen Balkanstaates Frieden bescheren können: keine
gewaltsame Veränderung der Grenzen, Rückzug der Armee aus Kroatien, Un-
abhängigkeit der Republiken, die sie erstreben, und Respektierung der Min-
derheiten in den neu entstehenden Gemeinwesen"30.

Und schließlich setzte die EG — auf Drängen Genschers und entgegen den
ursprünglichen Vorstellungen der niederländischen Ratspräsidentschaft — im
Dezember 1991 ihre bis dahin schärfste Waffe ein, in dem sie die Republiken
Jugoslawiens zum 15. Januar anzuerkennen versprach, wenn sie den von der
Gemeinschaft aufgestellten Kriterienkatalog erfüllen.

Wenngleich die niederländische Präsidentschaft hinsichtlich der Politik gegen-
über Jugoslawien keine imposante Figur gemacht hat, so ist es ihr zumindest
gelungen, die großen Staaten — wie etwa Deutschland und Frankreich — von einer
eigenständigen Politik abzuhalten und die EG dahin geführt zu haben, eine
Gemeinschaftsaußenpolitik gegenüber Jugoslawien zu betreiben. Nationale Allein-
gänge konnten verhindert werden. Sicherlich muß gefragt werden, ob eine weniger
rigide Haltung der Niederlande gerade hinsichtlich der Anerkennung der Teilre-
publiken Kroatien und Slowenien nicht schon eher zu einer einheitlichen Politik
und damit zu einer frühzeitigeren Lösung des Problems hätte führen können.
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Luxemburg

Die Europapolitik des Großherzogtums wurde durch die Präsidentschaft des
kleinen Landes in der ersten Jahreshälfte 1991 geprägt. Dabei wurde diese
Präsidentschaft allerdings zu Beginn vom Kuwait-Krieg und gegen Ende vom
Jugoslawien-Konflikt überlagert, der die Kräfte der Ratspräsidentschaft sehr stark
in Anspruch nahm und deshalb die eigentlichen Absichten der luxemburgischen
Präsidentschaft in den Hintergrund treten ließ.

Luxemburg als traditionell die europäische Integration förderndes Land hatte
bereits bei seiner letzten Präsidentschaft 1985 wesentlich zum erfolgreichen
Zustandekommen der Einheitlichen Europäischen Akte beigetragen und versuchte
auch 1991, die im Dezember 1990 in Rom beschlossenen Konferenzen über die
Wirtschafts- und Währungsunion sowie die Politische Union entscheidend vor-
anzubringen. "Zu den Eigenschaften, die die Luxemburger besonders für ihre
Aufgabe befähigen, gehört neben ihrem traditionellen europäischen Engagement
und ihrer langjährigen EG-Erfahrung vor allem die Fähigkeit, sich sowohl in die
Denkweise der romanischen wie der nördlichen EG-Partner einfühlen zu können.
Ihre Kompromißvorschläge werden vielfach auch ernster genommen als die der
anderen EG-Partner. Sie sind nämlich nicht so leicht dem Verdacht ausgesetzt,
eigenen Interessen zu dienen, wie die der großen Nachbarn"31. Für ein Land,
dessen diplomatisches Korps einschließlich der Botschafter im Ausland nur 44
Mitglieder umfaßt und in dessen Außenministerium auf mittlerer und unterer
Ebene nur 54 Mitarbeiter beschäftigt sind, war die Präsidentschaft eine ungeheure
Herausforderung, arbeiten doch während eines Halbjahrs etwa 300 Experten- und
Arbeitsgruppen32. Doch bietet die Präsidentschaft gerade einem kleinen Land wie
Luxemburg die Möglichkeit, sein Gewicht innerhalb der EG durch den Nachweis
von administrativer Kompetenz sowie durch geschicktes politisches Handeln zu
stärken. Premierminister Santer verstand die Aufgabe Luxemburgs während der
Präsidentschaft in der Rolle des ehrlichen Vermittlers, mit dem Ziel der Um- bzw.
Neugestaltung des europäischen Kontinents, "in die Vielfalt der gegensätzlichen
Standpunkte innerhalb dieser Gemeinschft von verschiedenen Völkern und
Nationen eine einheitliche Dimension zu bringen"33. So sah Luxemburg seine
Hauptaufgabe in der Vollendung des Binnenmarktes, wobei das Großherzogtum
vor allem jenen Bereichen besondere Aufmerksamkeit widmen wollte, bei denen
in den letzten Jahren Verzögerungen aufgetreten sind: das Veterinärwesen und
der Pflanzenschutz, die Freizügigkeit und die Steuerpolitik. Eine besondere
Bedeutung hat die Steuerpolitik, da Luxemburg durch seine Politik den inter-
nationalen Banken das lukrative Eurokreditgeschäft ermöglicht und die Anlagebe-
ratung und Vermögensverwaltung zu einem zweiten Standbein ausgebaut hat34.

Den zweiten Schwerpunkt versuchte die luxemburgische Präsidentschaft auf die
soziale Dimension zu legen. Sie zielte dabei insbesondere auf Fortschritte im
Gesundheitsschutz und der Sicherheit am Arbeitsplatz. Dafür schlug Luxemburgs
Arbeitsminister Jean Claude Juncker ein dreistufiges Vorgehen vor: "Zunächst
sollte das 'Greifbare' im Sozialbereich auf Grundlage der Art. 118 a und 100a
(qualifizierte Mehrheit) verabschiedet werden. Anschließend sollte Konsens in
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den schon auf dem Tisch liegenden Sozialrichtlinien angestrebt werden. Drittens
müsse daran gearbeitet werden, die Vorschriften zur Integration im Sozialbereich
bei der Revision der Römischen Verträge auf gleiches Niveau mit denen zur
Wirtschaftsintegration zu heben"35.

Demokratisierung der Institutionen und Schaffung der Politischen Union

Luxemburg setzte sich für ein entschlossenes Vorgehen in Richtung Europäische
Union ein und lehnte eine Erweiterung um jeden Preis ab. Premierminister
Santer sprach sich eindeutig für eine Vertiefung und Vollendung der EG zu
einem harten Kern aus, "von wo aus dann die Verbindungen zu den anderen
Ländern hergestellt werden können..., bis das eine oder andere gemessen an
seiner wirtschaftlichen Lage und politischen Vereinbarkeit reif ist, der Gemein-
schaft beizutreten — unter der Voraussetzung, daß der Binnenmarkt vollendet und
die Abkommen über die Politische Union und die Währungsunion ratifiziert sind.
Dann erst kann man daran gehen, ein neues europäisches Haus zu errichten"36.

Unter der luxemburgischen Präsidentschaft wurde am 17. April 1991 ein
Entwurf für einen Vertrag über die Politische Union sowie die Wirtschafts- und
Währungsunion vorgelegt, der später als Arbeitsdokument auch für die nieder-
ländische Präsidentschaft gelten sollte, da die Regierungskonferenzen nicht — wie
von der luxemburgischen Präsidentschaft erhofft — im ersten Halbjahr 1991
abgeschlossen werden konnten. Der von Frankreich nachhaltig geprägte, von den
Luxemburgern vorgelegte Entwurf für die Politische Union sah eine Pfeilerstruk-
tur der Europäischen Gemeinschaft als Grundlage vor. Neben der existierenden
EG sollte mit separaten Verträgen eine institutionalisierte, aber weitgehend
intergouvernementale Zusammenarbeit in zwei neuen 'Pfeilern', der Außenpolitik
und der Innen- und Justizpolitik, hergestellt werden. Jeder der drei Pfeiler — also
EG, Außen- und Innen/Justiz sollte in letzter Instanz dem Europäischen Rat
unterstehen37. Aufgrund der Zuspitzung der Jugoslawien-Krise wurden die Ar-
beitskapazitäten der luxemburgischen Präsidentschaft zunehmend absorbiert, so
daß die beabsichtige Dynamisierung des Integrationsprozesses durch Luxemburg
nicht im erhofften Sinne erfolgen konnte. "Zwar kam die Vollendung des Binnen-
marktes gut voran, und bei den inneren Reformen wurde zumindest nichts ver-
schüttet"38; doch tat sich die luxemburgische Präsidentschaft mit der Vertretung
der Außenbeziehungen der EG sehr schwer. So reiste Außenminister Poos als
Vorsitzender einer EG-Troika zweimal nach Jugoslawien, um im Konflikt zwi-
schen Serbien auf der einen und Kroatien und Slowenien auf der anderen Seite
zu vermitteln. Doch ging die EG hier noch immer von der falschen Grundannah-
me aus, daß sich Jugoslawien als Staat aufrechterhalten ließe. Der Anteil der
verfehlten EG-Politik von Außenminister Poos wird unter anderem darin deutlich,
daß Poos erklärte, daß die Infragestellung der Grenzen Jugoslawiens die Infrage-
stellung der KSZE bedeute. Er sprach sich damit eindeutig für den Status quo
aus39. Das bedeutete, daß das Selbstbestimmungsrecht der Völker, das ja in der
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KSZE-Akte niedergelegt ist, zumindest im Sommer 1991 vom luxemburgischen
Ratspräsidenten für Kroatien und Slowenien bestritten wurde.

Aus den beiden außenpolitischen Konflikten, Kuwait-Krieg und Juoslawien-
krise/-krieg zog Luxemburg dann allerdings die zutreffende Konsequenz, daß eine
Vergemeinschaftung der Außen- und Sicherheitspolitik für die EG unabdingbar
sei40. Für Ministerpräsident Santer sollte der Golf-Krieg als Katalysator dienen,
die Politische Union voranzutreiben und der EG die Möglichkeit verschaffen,
"ihre eigene Identität auf der internationalen Bühne zu festigen, und zwar durch
die Realisierung einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, welche gleich
zu Beginn ... auch den Aspekt der gemeinsamen Verteidigung beinhalten sollte...
Wir können von einer politischen Union nicht reden, ohne die Zuständigkeiten
auf die Bereiche der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik auszudeh-
nen..."41.

Die Sitzfrage — um die Zentralbank erweitert

Auch 1991 nahm natürlich die Sitzfrage des Europäischen Parlaments die luxem-
burgische Politik in Anspruch. Die luxemburgische Regierung macht in der
Sitzfrage juristische Gründe geltend und verweist in diesem Zusammenhang auf
den Fusionsvertrag von 1965, der Luxemburg Kompensation für den Verlust der
Hohen Behörde — die in der EG-Kommission in Brüssel aufging — zuweist. Die
luxemburgische Regierung wendet sich gegen einen einheitlichen Sitz der In-
stitutionen der EG. Aufgrund der Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion
wird eine Europäische Zentralbank eingerichtet, die das Großherzogtum gern zum
Bankenplatz Luxemburg holen möchte. Die Zentralbank könnte auch als Kom-
pensation für die Verlegung des Sitzes des Parlaments nach Brüssel dienen.
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